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Preußiſche Gefeßfammlung 
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Juhalt: Geſetz zur Abänderung der Vorſchriften über die Wohnungsgeldzuſchüſſe und Mietentſchädigungen, 
©. 105. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs⸗ 
amtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ufw., S. 108. 


(Nr. 11050.) Geſetz zur Abänderung der Vorſchriften über die Wohnungsgeldzuſchüſſe und 
Mietentſchädigungen. Vom 25. Juni 1910. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
Artikel J. 

Das Geſetz vom 26. Mai 1909 Geſetzſamml. S. 91) zur Abänderung 
des Geſetzes, betreffend die Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen an die un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten, vom 12. Mai 1873 Geſetzſamml. S. 209) wird 
aufgehoben. 

Artikel IL a 

Das Geſetz, betreffend die Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen an 
die unmittelbaren Staatsbeamten, vom 12. Mai 1873 (ſetzſamml. S. 209) 
wird abgeändert, wie folgt: 

1. An die Stelle des im § 1 des Geſetzes erwähnten, dem Geſetze bei⸗ 
gefügten Tarifs tritt der dieſem Geſetze beiliegende Tarif. 

2. Im § 2 treten an die Stelle von Abſ. 4 und 5 folgende Be⸗ 
ſtimmungen: 

Die Stellung der Orte in den verſchiedenen im Tarife bezeichneten Orts⸗ 
klaſſen beſtimmt ſich nach dem Ortsklaſſenverzeichniſſe, wie es nach reichsgeſetzlicher 
Regelung für die Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen an die Reichsbeamten 
jeweilig maßgebend iſt. 

Welcher Ortsklaſſe ein außerhalb Deutſchlands gelegener, in dieſem Orts⸗ 
klaſſenverzeichniſſe nicht enthaltener Ort, an dem preußiſche Beamte ihren dienſt⸗ 
lichen Wohnſitz haben, zuzuweiſen iſt, wird durch den beteiligten Reſſortminiſter 
im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter beſtimmt. 

3. Im § 3 Abſ. 2 wird das Wort „Servisklaſſe“ durch „Ortsklaſſe“ erſetzt. 
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4. Im 8 6 Abſ. 2 werden die Worte „der Durchſchnittsſatz des Wohnungs⸗ 
geldzuſchuſſes für die Servisklaſſen I bis V“ durch die Worte „der penſionsfähige 
Durchſchnittsſatz des Wohnungsgeldzuſchuſſes für ſämtliche Ortsklaſſen, wie er 
im Tarif angegeben iſt “ erſetzt. 

Artikel III. 

Die für unmittelbare Staatsbeamte an Orten der Servisklaſſen A/ I, II, 
III, IV vorgeſehenen Mietentſchädigungen gelten in Zukunft für die Orte der 
Ortsklaſſen A, B, C, D, E. 

Artikel IV. 

Beamten, für welche die Einführung der neuen Ortsklaſſeneinteilung eine 
Verringerung ihres Bezugs an Wohnungsgeldzuſchuß oder Mietentſchädigung 
mit ſich bringen würde, wird bis zum Zeitpunkt einer etwaigen Verſetzung der 
bisherige Betrag fortgewährt, ſoweit nicht durch eine Steigerung ihres Dienſt⸗ 
einkommens an Gehalt, Zulagen, Wohnungsgeldzuſchuß oder Mietentſchädigung 
ein Ausgleich eintritt. 

Mit entſprechender Beſchränkung iſt auch den im Stagtsdienſte wieder⸗ 
angeſtellten Penſionären ein etwaiger Ausfall an Penſion und Dienſteinkommen, 
den ſie infolge der Vorſchriften dieſes Geſetzes erleiden, zu erſetzen. 

Dienſteinkommenſteigerungen (Abſ. 1), die vor dem 1. Juli 1910 eintreten, 
bleiben außer Betracht. 

Artikel V. 


In den §§ 17 Abſ. 1, 18, 19 des Geſetzes über das Dienſteinkommen 
der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen vom 26. Mai 1909 
(Geſetzſamml. S. 93) werden die Worte „Servisklaſſeneinteilung“ durch „Orts⸗ 
klaſſeneinteilung“, „Servisklaſſenverzeichnis“ durch „Ortsklaſſenverzeichnis“/Servis⸗ 
klaſſe (Servisklaſſen) /“ durch „Ortsklaſſe (Ortsklaſſen)“, „Servisklaſſe IV“ durch 
„Ortsklaſſe E“ erſetzt. 
Der § 17 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
Die Mietentſchädigung darf 
1. für Lehrer in Ortſchaften 
der Ortsklaſſe A nicht weniger als 800 Mark, 
der Ortsklaſſe B nicht weniger als 630 Mark, 
der Ortsklaſſe C nicht weniger als 520 Mark, 
der Ortsklaſſe D nicht weniger als 450 Mark, 
2. für Lehrerinnen in Ortſchaften i 
der Ortsklaſſe A nicht weniger als 560 Mark, 
der Ortsklaſſe B nicht weniger als 470 Mark, 
der Ortsklaſſe C nicht weniger als 390 Mark, 
N der Ortsklaſſe D nicht weniger als 330 Mark 
jährlich betragen. Für die oberſte Stufe der Ortsklaſſe E muß ſie für Lehrer 
mindeſtens 330 Mark, für Lehrerinnen mindeſtens 250 Mark jährlich betragen. 
Auf Volksſchullehrer und lehrerinnen finden die Vorſchriften im Artikel IV 
Abſ. 1 und 3 ſinngemäß Anwendung. 
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Artikel VI. 

Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1910 ab in Kraft. 

Die Penſionen der nach dem 1. April 1908 in den Ruheſtand getretenen 
Beamten und die Verſorgungsanſprüche der Hinterbliebenen der ſeit dem 
1. April 1908 verſtorbenen Beamten werden auf Grund des im beiliegenden 
Tarif angegebenen penſionsfähigen Durchſchnittsſatzes des Wohnungsgeldzuſchuſſes 
anderweitig feftgeftellt; Nachzahlungen für die vor dem 1. April 1910 liegende 
Zeit finden nicht ſtatt. Dieſe Beſtimmung findet für die Volksſchullehrer und 
⸗lehrerinnen und deren Hinterbliebene ſinngemäß Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Kiel, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 25. Juni 1910. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. Frhr. v. Rheinbaben. v. Trott zu Solz. 
v. Heeringen. Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. 


Aulage. 


Tarif. 


Jahresbetrag des Wohnungsgeldzuſchuſſes Penſions⸗ 


in den Orten der Ortsklaſſe fähiger 
j Durch— 
Bezeichnung der Beamten ſchnitts. 
A B A D . ſatz 
M 11% . 0 40 10 


I. Beamte der 1. Rangklaſſe . . 2100 1680 1260 1080 900 1404 
II. Beamte der 2. und 3. Rang⸗ 


Rae : 1680 1260 1020 900 810] 1134 
III. Beamte der 4. und 5. Rang⸗ 
flaſſe .. 1300| 920 800 720 630 874 


IV. Mittlere Beamte der Pro⸗ 
vinzial⸗, Kreis⸗ und Lokal⸗ 
behörden, Kanzleibeamte und : 
andere Beamte gleichen Ranges, 800 630 520 450 330| 546 

WVUnterbeamte 480 360 290 220 150] 300 


VVV 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind 
bekannt gemacht: 
- 1. der Allerhöchſte Erlaß vom 16. März 1910, betreffend die Genehmigung 
des von der Korporation der Kaufmannſchaft zu Königsberg i. Pr. be⸗ 
ſchloſſenen Nachtrags vom 15. Februar 1910 zu der Verfaſſung dieſer 


Korporation vom 15 a 1899, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Königsberg Nr. 18 S. 162, ausgegeben am 6. Mai 1910; 

2. der Allerhöchſte Erlaß vom 21. April 1910, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Preußiſchen Staat für den Ausbau des 
Goldapgar⸗Sees im Kreiſe Angerburg ſowie des Mucker⸗Sees und des 
Großen und Kleinen Sysdroy-Sees in den Kreiſen Sensburg, Ortels⸗ 
burg und Johannisburg zu Staubecken, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 21 S. 219, ausgegeben 
am 25. Mai 1910, und 
der Königl. Regierung zu Allenſtein Nr. 20 S. 165, ausgegeben 

. am 18. Mai 1910; 

3. der Allerhöchſte Erlaß vom 21. April 1910, betreffend die Genehmigung 
zur Anwendung des ee bei den von der Staats⸗ 
bauverwaltung auszuführenden Emsdurchſtichen am Pottdeich und bei 
Koldam, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Aurich Nr. 20 
S. 146, ausgegeben am 20. Mai 1910; 

4. der Allerhöchſte Erlaß vom 3. Mai 1910, betreffend die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an den Reichs- (Militär-) Fiskus für die Anlegung von Eiſen⸗ 
bahnlinien für das nach Hanau zu verlegende Eiſenbahn⸗Regiment, und zwar: 

a) einer Linie von Bahnhof Hanau (Nord) zu den Depotgebäuden des 
genannten Regiments, 
p) einer Linie von den unter a genannten Depotgebäuden nach dem 
Gänsberg und b 
e) zweier Linien nach den Waſſerübungsplätzen an der Kinzig und am Main, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Caſſel Nr. 22 S. 147, 
ausgegeben am 1. Juni 1910; 

5. der Allerhöchſte Erlaß vom 6. Mai 1910, betreffend die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Kleinbahn Verden-Walsrode, G. m. b. H. zu Verden, 
für die Anlage einer Kleinbahn von Verden über Groß Häuslingen nach Wals⸗ 
rode mit einer Abzweigung nach dem Hafen (Löſchplatz) der Bergwerksgeſell⸗ 
ſchaft Aller⸗Nordſtern m. b. H. an der Aller bei Eitze, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Stade Nr. 20 S. 132, ausgegeben am 
20. Mai 1910, und 

der Königl. Regierung zu Lüneburg Nr. 22 S. 141, ausgegeben 
am 3. Juni 1910. N 
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